Vorschlag für Schreiben an öffentliche Auftraggeber

Stand 5.7.19
Sehr geehrte Damen und Herren,

wie Sie wissen, hat der EuGH am 4. Juli des Jahres entschieden, dass die die Verbindlichkeit der Mindest- und Höchstsätze der HOAI gegen EU-Recht verstößt. Jetzt heißt es, konstruktiv und zukunftsgerichtet damit umzugehen.

Das Urteil betrifft ausschließlich das gesetzliche Verbot, die Mindestsätze zu unterschreiten bzw. die Höchstsätze zu überschreiten. Weder hat der EuGH die HOAI als solche beanstandet noch die Höhe der Honorarsätze. Diese beruhen auf wissenschaftlichen Erkenntnissen und gelten nach allgemeinem Verständnis als angemessene, weil auskömmliche Vergütung. Das Landgericht Hamburg ist kürzlich davon ausgegangen, dass die HOAI-Honorarsätze auch als übliche Vergütung im Sinne des § 632 Abs. 2 BGB anzusehen sind (Urteil vom 23.5.2019, Az.: 321 O 288/17).

Wir teilen diese Rechtsauffassung uneingeschränkt. Auch nach dem EuGH-Urteil besteht schon aus den vorgenannten Gründen keine rechtliche Verpflichtung, die HOAI-Honorarsätze zu unterschreiten. Das EU-Recht gebietet es nach Auffassung des EuGH lediglich, diese Möglichkeit gesetzlich zuzulassen.

Vor allen Dingen ist aber darauf hinzuweisen, dass der EuGH die verbindlichen Mindestsätze nur deshalb für unzulässig erklärt hat, weil es sich bei den Planerleistungen nicht ausschließlich um Vorbehaltsaufgaben der Architekten- und Ingenieure, also fachlich besonders qualifizierter Personen handelt. Der mit den Mindestsätzen verbundene Gesichtspunkt der Qualitätssicherung von Planerleistungen wurde vom EuGH hingegen ausdrücklich anerkannt. Dies bedeutet in Kombination: Wer auf qualitativ hochwertige Planungsleistungen wert legt, beauftragt Architekten oder Ingenieure und vergütet sie weiterhin im Rahmen der HOAI-Honorarsätze.
Im Übrigen sieht § 76 Abs. 1 VgV unverändert vor, dass Architekten- und Ingenieurleistungen im Leistungswettbewerb vergeben werden. Dieser Grundsatz, der sich auch auf die Unterschwellenvergabe übertragen lässt, muss weiterhin gelten. Denn wer billig plant, baut teuer. Nutzen sie daher verstärkt das Instrument des Planungswettbewerbes. Er bietet Ihnen die beste Lösung für Ihr Vorhaben. Nutzen Sie auch die Möglichkeit, Festpreise im Sinne des § 58 Abs. Abs. 2 Satz 3 VgV vorzugeben und damit den Wettbewerb auf die Qualität der Angebote zu konzentrieren. Auch die Rechnungshöfe setzen immer mehr auf das wirklich wirtschaftlichste, nicht auf das billigste Angebot.

Wir freuen uns, uns auch in einem persönlichen Gespräch mit Ihnen hierzu auszutauschen.

Mit freundlichen Grüßen
